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Flucht und EinwanderungWorum es in der aktuellen Asyldebatte geht
https://www.deutschlandfunk.de/asyl-debatte-fluechtlinge-100.html
Grenzkontrollen, Obergrenzen, Asylzentren, Sachleistungen statt Geld: In der Migrationsdebatte werden viele Vorschläge gemacht, um die Einwanderung nach Deutschland und Europa zu begrenzen. Welche taugen? Und ist ein härterer Kurs überhaupt sinnvoll?
12.10.2023
Migration und Asyl sind in Deutschland wie auch in anderen europäischen Ländern Dauerbrenner in der politischen Debatte. Denn bisher ist es nicht gelungen, die Migration nach Europa zu steuern. Die Bilder von heillos überfüllten Aufnahmelagern auf italienischen oder griechischen Inseln wecken einerseits Empathie für die Flüchtlinge, andererseits aber auch Ängste davor, die Integration der Geflüchteten aufgrund ihrer großen Anzahl nicht mehr bewerkstelligen zu können.

Ähnlich wie nach den Fluchtbewegungen ab 2015 geht es in Deutschland nun erneut um die Frage, ob und wie die Zuwanderung restriktiver gestaltet werden soll und kann – Bundesregierung und Länder tauschen sich derzeit darüber aus. Laut Städte- und Gemeindebund stoßen viele Kommunen bei der Aufnahme von Geflüchteten an ihre Grenzen.
Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge registrierte 2023 bis einschließlich September 233.744 Erstanträge auf Asyl – das ist eine Zunahme um rund 73 Prozent im Vergleich zum Vorjahreszeitraum. Hinzu kommen momentan rund 1,1 Millionen ukrainische Kriegsflüchtlinge, die in Deutschland leben und keinen Asylantrag stellen müssen.

Zuwanderung – das betonen vor allem regelmäßig Vertreter von Wirtschaftsverbänden und Forschungsinstituten – ist für die Bundesrepublik Deutschland substanziell, und es gibt eine ungemein große Anzahl an Beispielen für gelungene Integration. Dennoch sind oft die Stimmen am lautesten, die eine starke Kontrolle und Reduzierung der Einwanderung fordern. Im Folgenden ein Überblick über die Vorschläge in der Debatte und ihren Verlauf.

· Abschaffung des individuellen Rechts auf Asyl
· Obergrenze für die Aufnahme von Asylbewerbern
· Abschiebungen, sichere Herkunftsstaaten, Grenzkontrollen, Sachleistungen statt Geld
· Die Verschärfung des europäischen Asylrechts
· Der populistische Ton in der Asyldebatte
[bookmark: z1]Abschaffung des individuellen Rechts auf Asyl
Das individuelle Recht auf Asyl hat in Deutschland auch aus historischen Gründen einen hohen Stellenwert. Für die faktische Abschaffung dieses Rechts tritt vor allem die AfD schon länger ein. In ihrem Wahlprogramm zur Bundestagswahl 2021 forderte die Partei, das „Asylparadies Deutschland“ zu „schließen“. Sie will die Zuwanderung drastisch begrenzen und einmal gewährtes Asyl in bestimmten Zeiträumen immer wieder überprüfen.
Auch in der Union gibt es inzwischen Stimmen, die die Abschaffung des individuellen Rechts auf Asyl fordern. „Der Individualanspruch ist als solcher überflüssig im Grundgesetz, weil wir uns völkerrechtlich verbindlich festgelegt haben, nach den Regeln der Genfer Flüchtlingskonvention und der Europäischen Menschenrechtskonvention Menschen, die verfolgt werden, Schutz zu gewähren“, sagt beispielsweise Brandenburgs Innenminister Michael Stübgen (CDU).
Der Parlamentarische Geschäftsführer der Union im Bundestag, Thorsten Frei, hat in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung bereits ebenfalls laut in diese Richtung gedacht. Auch CDU-Präsidiumsmitglied Jens Spahn sagt: „Deutschland braucht eine Pause von dieser völlig ungesteuerten Asyl-Migration.“ Spahn favorisiert eine Kontingentlösung, wonach die Europäische Union 300.000 bis 500.000 Flüchtlinge im Jahr aufnehmen soll. Unbeantwortet bleibt dabei aber die Frage, was passiert, wenn mehr Menschen um Schutz bitten als das Kontingent vorsieht.

Deutliche Mehrheit für den Erhalt des Asylrechts
Grüne, SPD und Linke lehnen solche Gedankenspiele grundsätzlich ab. Auch in der Bevölkerung sind solche Positionen nicht mehrheitsfähig. Nach einer Umfrage im Auftrag des Magazins „Stern“ wollen fast zwei Drittel (64 Prozent) der Deutschen, dass politisch Verfolgte weiterhin individuell Schutz in der EU beantragen können. Ein Drittel (32 Prozent) unterstützt hingegen den Vorschlag, das Individualrecht durch EU-Kontingente zu ersetzen.
Unter den Anhängern und Anhängerinnen von CDU und CSU sind 56 Prozent für den Erhalt des Asylrechts, bei jenen der Grünen sind es 88 Prozent (FDP: 84 Prozent, SPD: 76 Prozent). Selbst unter den Anhängern der AfD sprechen der Umfrage zufolge immer noch 44 Prozent gegen eine Abschaffung des Rechts aus.
Für den Historiker Jonathan Spanos kommen die Vorschläge aus der Union nicht überraschend. „Wenn man sich mit den Asyldebatten der 70er- bis 90er- Jahre beschäftigt, sieht man, es ist ein wiederkehrendes Thema“. Die Grundfrage, ob man das individuelle Asylrecht schleifen oder sogar abschaffen soll, sei schon damals intensiv verhandelt worden – Unionspolitiker hätten das auch früher schon in Wahlkämpfen gefordert.

[bookmark: z2]Obergrenze für die Aufnahme von Asylbewerbern
Die Forderung nach EU-Kontingenten für Flüchtlinge kommt dem Ruf nach einer Obergrenze gleich. Sie besagt, dass nur noch eine bestimmte Anzahl von Geflüchteten pro Jahr aufgenommen werden soll. Danach sollen die Grenzen geschlossen werden. Diese Idee kursiert nicht nur für den gesamteuropäischen Raum, sondern auch für Deutschland. So will CSU-Chef Markus Söder bis zu 200.000 Asylbewerber pro Jahr in der Bundesrepublik aufnehmen. „Es braucht eine Integrationsgrenze als Richtwert für unser Land“, sagt der bayerische Ministerpräsident.
Der Vorschlag ist allerdings nicht praktikabel, solange es das individuelle Recht auf Asyl gibt. Aufgrund der geltenden humanitären Verpflichtungen könne man Menschen nicht abweisen, wenn eine bestimmte Zahl erreicht worden sei, sagte die Migrationsforscherin Birgit Glorius im Norddeutschen Rundfunk.
[bookmark: z3]Abschiebungen, sichere Herkunftsstaaten, Grenzkontrollen, Sachleistungen statt Geld
[bookmark: _GoBack]In der Debatte über die Migration nach Deutschland gibt es noch viele weitere Forderungen, um die Anzahl der Asylbewerberinnen und Asylbewerber hierzulande zu begrenzen. Eine davon ist, abgelehnte Asylbewerber konsequenter abzuschieben. Doch vier von fünf der als ausreisepflichtig erfassten Flüchtlinge verfügen nach Angaben der Bundesregierung über eine Duldung, sie können – zumeist aus humanitären oder rechtlichen Gründen – gar nicht abgeschoben werden. Herkunftsstaaten nehmen die Geflüchteten zum Teil auch nicht zurück. Schon an fehlenden Reisedokumenten können Abschiebungen scheitern.
In diesem Zusammenhang ist auch eine Ausweitung der Liste sicherer Herkunftsländer im Gespräch. Bei sicheren Herkunftsstaaten gehen die deutschen Behörden davon aus, dass den Asylsuchenden keine staatliche Verfolgung droht und die Gesetze in ihrem Herkunftsland sie auch vor nichtstaatlicher Verfolgung schützen. In der Konsequenz können Asylbewerber aus solchen Ländern schneller und leichter abgeschoben werden, ihre Anträge gelten als „offensichtlich unbegründet“.

